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Am 28. Sept.

Eigenmietwert abschaffen!
JA zumBundesbeschluss Zweitwohnungen!

faire-steuern.ch

Wohneigentümer zahlen mit dem Eigenmietwert Steuern auf ein fiktives Einkommen.
Das Einkommen gibt es gar nicht. Das ist ungerecht.

Der Eigenmietwert vertreibt ältere Menschen aus ihren eigenen vier Wänden und
belastet junge Familien. Gemäss Bund leiden vor allemWohneigentümer mit tiefem

Einkommen unter der Steuer. Der Eigenmietwert belastet auch die Wohnträume von
Mieterinnen und Mietern.

Die Reform der Wohneigentumsbesteuerung ist ausgewogen und fair.
Der Eigenmietwert wird abgeschafft. Die Kantone können bei Bedarf mit einer
Zweitwohnungssteuer kompensieren.
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Kinder Der Ständerat hat sich
am Donnerstag mit der Kita-Ini-
tiative der SP und einem Gegen-
vorschlag dazu befasst. Die Ini-
tiative fordert, dass Eltern nicht
mehr als zehn Prozent ihres Ein-
kommens für die externe Kin-
derbetreuung zahlen müssen.

Die kleine Kammer lehnt
das Anliegen ab – und will den
Initianten mit dem indirekten
Gegenvorschlag weniger weit
entgegenkommenalsderNatio-
nalrat. Kernstück des Gegen-
vorschlags, über den die Räte
schon seit längerem streiten, ist
die Schaffung einer Betreuungs-
zulage für Eltern, die ihre Kin-
der extern betreuen lassen. Fi-
nanziert werden soll sie durch
Beiträge von Arbeitnehmen-
den, Arbeitgebern und Kanto-
nen. Die Zulage soll monatlich
mindestens 100 Franken betra-
gen, wenn das Kind einen Tag
pro Woche in die Kita geht. Pro
weiterem Betreuungs-Halbtag
soll es 50 Franken mehr geben.

Aber auch der Bund soll
Geld in die Hand nehmen. Der
Nationalrat will, dass der Bund
in den ersten vier Jahren nach
Inkrafttreten der neuen Rege-
lung 200 Millionen Franken zur
Förderung der familienergän-
zenden Betreuung und der
Frühförderung ausgibt. Der
Ständerat hingegen spricht sich
am Donnerstag nur für 100 Mil-
lionen Franken aus. Mit dem
Geld sollen die Kantone unter-
stützt werden.

Der Ständerat hält ausser-
dem an der Einschränkung fest,
dass es die Betreuungszulage
nur gibt, wenn das Kind in einer
Landessprache unterrichtet
wird. Kein Geld soll es also bei-
spielsweise für englischsprachi-
ge Kitas geben. Zudem soll die
Zulage für Eltern von Kindern
mit Behinderungen weniger
grosszügig ausfallen, als dies
der Nationalrat will. Das Seilzie-
hen geht damit weiter. (lha)

In der Nacht auf Mittwoch sind
19russischeDrohnenindenpol-
nischen Luftraum eingedrun-
gen. Dort wurden einige davon
abgeschossen. Personen wur-
den keine verletzt, mindestens
ein Haus wurde beschädigt. Der
Vorfall wird als weitere Provo-
kation Russlands angesehen.

Polens Ministerpräsident
Donald Tusk hat Artikel 4 des
Nato-Vertrags aktiviert. Dem-
nach besprechen sich die Nato-
Mitgliedsstaaten, wenn einer
von ihnen der Auffassung ist,
dass sein Territorium, seine
politische Unabhängigkeit oder
die Sicherheit bedroht sind.
Kurz: Europa und seine Verbün-
deten sind alarmiert.

Wiewohl sich der Drohnen-
vorfall über 1000 Kilometer
entfernt abgespielt hat, ist auch
in Bern die Beunruhigung gross.
DerBundesratwerdesichansei-
ner Sitzung am Freitag be-
stimmt mit dem Thema befas-
sen, sagt eine regierungsnahe
Quelle im Bundeshaus. Es gehe
darum zu analysieren, was das
für die Schweiz bedeute.

Dabei wird Verteidigungs-
minister Martin Pfister ein
wichtiges Wort mitzureden ha-
ben. Denn die Erkenntnis, die
Pfisters Departement aus dem
Zwischenfall gewinnt, ist ein-
deutig. Und sie dürfte die weite-
ren Diskussionen über den Kauf
derneuenKampfjetsF-35beein-
flussen.

Heutige Kampfjets
erkennen Drohnen nicht
Wir treffen den Bundesrat am
Rande der Herbstsession des
Parlaments in der Wandelhalle,
wo er auf einen Auftritt vor dem

Nationalratwartet.Raschistdas
Gespräch beim russischen
Übergriff auf Polen. Auf die Fra-
ge, ob die Schweizer Armee die
russischen Flugobjekte hätte
abschiessen können, sagt Pfis-
ter: «Nein, die Drohnen hätten
nicht abgeschossen werden
können.»

Auch nicht von den FA-18,
den stärksten Kampfjets, über
welche die Luftwaffe derzeit
verfügt? Pfister winkt ab: «Der
FA-18 wäre auch nicht in der La-
ge, solche Drohnen zu erken-
nen, unter anderem weil die
Leistung des Radarsystems da-
für nicht ausreicht.» Und er
macht deutlich, wie gering der
Schutz der Schweiz vor Angrif-
fen aus der Luft ist: «Im Mo-
ment wäre die Abwehr solcher

Drohnen nur im äusserst un-
wahrscheinlichen Fall möglich,
dass gerade in einem WK ein
entsprechendes Luftabwehrge-
schütz in Bereitschaft und am
richtigen Ort wäre.»

Bei solchen Luftabwehr-
geschützen handelt es sich um
«M Flab». Das sind 35-mm-Flie-
gerabwehrkanonen, die jeweils
auch beim WEF in Davos zum
Einsatz kommen. Sie wurden
ursprünglich 1960 eingeführt.
Seither seien sie «stetig verbes-
sert» worden, etwa mit Radar
und Feuerleitrechner, heisst es
in einem Dokument des Vertei-
digungsdepartements (VBS)
vom Januar. «Heute ist die Ka-
none allwettertauglich.» Im-
merhin.DochdieKanoneistnur
lokal einsetzbar: «Ihre Stärke

liegt in der Nähe – einige Kilo-
meter Wirkungsdistanz reichen
aus, um wichtige Objekte effek-
tiv zu schützen.»

Gegen einen Schwarm
feindlicher Drohnen reicht das
nicht. Für Verteidigungsminis-
ter Pfister ist die Lehre aus der
neusten russischen Provokation
gegen Europa deshalb eindeu-
tig. Er sieht sich in der Rüstungs-
strategie des Bundesrats bestä-
tigt: «Der F-35 könnte solche
Drohnenangriffe abwehren,
auch darum ist er für uns so
wichtig.» Die ersten solchen
Jets sollten laut dem Bund plan-
mässig Mitte 2027 ausgeliefert
werden.

Ob die Schweizer Luftwaffe
letztlich aber tatsächlich die be-
stellten 36 Flieger erhält, steht

auf einem anderen Blatt. Der
von der damaligen Verteidi-
gungsministerin Viola Amherd
verkündete Fixpreis von 6 Mil-
liarden für 36 Stück gilt nicht
mehr – die Jets werden massiv
teurer. Noch streitet die Schwei-
zer Politik, ob der Kredit erhöht
wirdoderdieArmeeeinfachwe-
niger F-35 erhält.

Bei den Patriot-Systemen
hat die Ukraine Vorrang
Nebst den F-35 soll auch das
amerikanische Patriot-System
die heute offensichtlich löchri-
ge Luftabwehr stärken. Die
Schweiz hat 2022 fünf dieser
Systeme zur bodengestützten
Luftverteidigung grösserer
Reichweite bestellt. Sie sollten
zwischen 2026 und 2028 ausge-
liefert werden. Doch die Be-
schaffung verzögert sich. Jüngst
haben die USA das VBS infor-
miert, dass zunächst die Ukrai-
ne mit neuen Systemen ausge-
rüstet werden soll. Die Schweiz
muss zuwarten.

AufdieFrage,inwieferndie-
se Verzögerung die Abwehrfä-
higkeit der Schweiz gegen
feindliche Drohnen schwächt,
lässt sich das VBS nicht in die
Karten blicken. Es weist darauf
hin, dass die von den USA vor-
genommene Priorisierung der
Lieferung zugunsten der Ukrai-
ne den üblichen Beschaffungs-
verträgen (Foreign Military Sa-
les) entspreche. «Wie viele Sys-
teme und ob auch die Lieferung
von Lenkwaffen betroffen sein
werden, ist derzeit noch un-
klar», so das VBS. «Zu den ge-
nauen zeitlichen und allfälligen
weiteren Auswirkungen auf die
Schweiz kann zum aktuellen
Zeitpunkt noch keine Aussage
gemacht werden.» Die Ab-
klärungen laufen.

Stefan Bühler, Christoph
Bernet, Henry Habegger

Redet Klartext zur Luftabwehr: Bundesrat Martin Pfister vor einer Aufklärungsdrohne 15 (ADS 15).
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Kita-Zulage:
Parlament uneinsKeine Chance gegen Drohnen

Schweiz könnte russischen Drohnen-Schwarm wie in Polen nicht abwehren. Das sagt Verteidigungsminister Pfister.
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